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LIEBE KOLLEGINNEN UND 
KOLLEGEN,

„Auri sacra fames“, so auf dem Ti-
tel zu lesen. „Verfluchter Hunger nach 
Gold“, das ist die Übersetzung, welche 
man sinnbildlich der hessischen Lan-
desregierung zuschreiben darf! Denn es 
trifft uns Polizeibeschäftigte!

  Eine Wertschätzung, auch finanzi-
eller Art, darf jeder von uns doch wohl 
erwarten, wohl aber nicht von unserer 
Regierung. Mehr dazu in diesem Heft.

  Uns beschäftigt im Moment die 
Flüchtlingsproblematik mit allen Auswir-
kungen, auch im polizeilichen Alltag.

  Eine sich täglich wechselnde Situati-
on treibt uns in eine gewisse Handlungs-
verpflichtung, die wir auf Dauer so nicht 
aushalten werden.

Wir sind uns alle darüber bewusst, dass 
wir als Polizeibeschäftigte, und zwar aus 
allen Bereichen, unseren Teil dazu beitra-
gen müssen, den notleidenden Menschen 
schnell und unkompliziert zu helfen. Wie, 
ist dabei die bedeutende Frage.
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  Die zentrale Aufnahmeeinrichtung 
in Gießen platzt aus allen Nähten und 
niemand weiß, wie sich die nächsten Wo-
chen entwickeln.

  Von dort werden die Menschen dann 
in die Außenstellen „verteilt“ oder den 
Kommunen, Städten und Gemeinden zu-
gewiesen.

  Und die Beschleunigung der Bearbei-
tung dieser Asylverfahren erfordert natür-
lich Personal.

  Und dies ist natürlich nicht vorhan-
den, oder zumindest nicht in dem Aus-
maß, dass dem Flüchtlingsaufkommen 
auch entsprochen werden kann.

  Auch in unserem Bereich wurde mit 
der Zeltstadt in Darmstadt und Bensheim  
(zum Zeitpunkt des Redaktionsschluss), 
eine Außenstelle eingerichtet.

  Und auch hier ist Personal erforder-
lich, um eine sichere Unterbringung zu 
gewährleisten.
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  Personal, das wieder einmal aus den 
eigenen Reihen zur Verfügung gestellt 
werden muss.

  Der Weg, unsere pensionierten Be-
amtinnen und Beamten der letzten Jahre 
anzuschreiben und um Unterstützung zu 
bitten, ist schon eine Bankrotterklärung, 
wenn man gleichzeitig an der Streichung 
von 147,5 Stellen bei der Polizei festhält.

  Wir werden in diesem Heft noch auf 
die Problematik eingehen.

  
KONSOLIDIERUNG DES LANDES-
HAUSHALTES AUF KOSTEN DER BE-
AMTEN? 

  Minister Beuth ließ keinen Zweifel 
daran, dass in diesem Jahr keine Übertra-
gung des Tarifergebnisses auf die Beam-
tinnen und Beamten vorgesehen ist! 

  Mit Blick auf die Jahre 2016 ff. sind 
die dann vorzunehmenden Schritte bei 
der hessischen Beamtenbesoldung offen-
bar „zementiert“ (dies bedeutet, dass erst 
am 01. Juli 2016 eine einprozentige Erhö-
hung der Besoldung erfolgen soll). 

  Wir haben keinen Zweifel daran ge-
lassen, dass dieses Besoldungsdiktat für 
die hessischen Polizeibeschäftigten (Voll-
zugs-, Fach- und Verwaltungsbeamtinnen 
/-beamte), sowie deren Angehörigen kei-
nesfalls die Wertschätzung widerspiegelt, 
die für gute Arbeit erwartet werden darf! 

  Mit einem Blick auf die zu erwarten-
den Änderungen bei der Beihilfe und der 
Inflationsentwicklung wird rechnerisch 
die Null-Runde schnell zu einer Minus-
Runde! 

  
DIENSTALTERSSTUFEN/ERFAH-
RUNGSSTUFEN:

  Für die von uns gerügte Überleitung 
von den Dienstaltersstufen (alt) in das 
Hessische Besoldungsgesetz (Erfahrungs-
stufen) zum 01.03.2014, wurde bereits 
seit geraumer Zeit eine Nachbesserung 

und damit Lösung der zum Teil hohen fi-
nanziellen Benachteiligungen zugesagt, 
die nach wie vor auf sich warten lässt. 

  Die Landesregierung hat einen Ge-
setzentwurf zur Änderung dienstrechtli-
cher Vorschriften vorgelegt.

  Das Gesetzgebungsverfahren läuft, 
wir wurden als Spitzenverband bereits 
angehört und haben unsere Stellungnah-
me dazu abgegeben.

  Wir unterstützen ausdrücklich die 
vorgesehenen rückwirkenden Korrekturen 
und hoffen, dass alle bekannt geworde-
nen Nachteile beseitigt werden. Kein Lob, 
denn hätte die GdP nicht ohne Nachlass 
eine Änderung gefordert, wäre nichts ge-
schehen.

  
ZULAGENWESEN IN HESSEN:

  Bereits seit 2006 hat Hessen die Ge-
setzgebungskompetenz, eine eigene Zula-
genverordnung zu schaffen. Bis heute ist 
dies nicht geschehen.

  Auch in dem vorgelegten Gesetzes-
entwurf ist nicht davon die Rede, unserer 
langjährigen Forderung nachzukommen, 
und endlich die überfällige Anpassung 
der Zulagen DuZ und WSD vorzunehmen.

  Wenn unsere Kolleginnen und Kol-
legen noch immer nach den Sätzen der 
Bundesverordnung, auf den Stand 2004 
eingefroren, bezahlt werden, ist dies eine 
Schande.

  Gleiches gilt für die überfällige Zula-
ge für unsere OPE-Beschäftigten.

  Auch hier völlige Ignoranz. Lediglich 
die Schaffung dieser Zulage für operative 
Tätigkeiten beim Landesamt für Verfas-
sungsschutz wurde aufgenommen.

  Wir werden hier vehement im Ge-
setzgebungsverfahren eine Gleichbe-
handlung einfordern.

MEHRARBEIT UND ÜBERSTUNDEN-
PROBLEMATIK:

  Im Beamtenbereich schieben wir in-
zwischen einen Berg von weit über 3 Mio. 
Überstunden vor uns her. Ein Freizeitaus-
gleich scheitert an der pesonellen Man-
gelverwaltung.

  Die finanziellen Mittel zur Auszah-
lung von Mehrarbeit sind eigentlich nicht 
einmal ausreichend für ein einziges Prä-
sidium. 

  Dazu kommt der immense Verwal-
tungsaufwand zur Berechnung der Stun-
den. Solange es bei der Polizei Unter-
schiede gibt, wie die Stunden entstanden 
sind, also durch „echte“ oder „unechte“ 
Mehrarbeit, solange eine Überstunde bei 
Gericht anders bewertet wird als eine 
Stunde wegen der Aufnahme einer Straf-
anzeige, werden wir unser System Polizei 
selbst lähmen.

  Wen interessiert dies denn, unsere 
Kolleginnen und Kollegen nicht.

  Wir haben als GdP gefordert, eine 
eigenständige Verordnung für den Mehr-
dienst der Polizei zu schaffen.

  Ein Konto, alle Mehrdienststunden 
darauf buchen und Klarheit ist geschaf-
fen.

  So einfach kann die Welt sein.
  

DAS PERSONAL BEI DER HESSI-
SCHEN POLIZEI IST ÜBER DER BE-
LASTUNGSGRENZE! 

Nichts Neues für euch. Mit Blick auf 
die angespannte Personaldecke, den zu-
nehmenden Arbeitsverdichtungen, sowie 
den in diesem Jahr zunehmend festzu-
stellenden Einsatzbelastungen, sollen 
insgesamt 645 Einstellungen realisiert 
werden.

  Ob dies gelingt, bleibt abzuwarten, 
da eine Vielzahl der potentiellen Bewer-
berinnen und Bewerber sicherlich auch 
die Arbeitsbedingungen (Arbeitszeit, Ein-
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kommen, freiwillige Leistungen) mit den 
auf dem Arbeitsmarkt konkurrierenden 
Bundesländern intensiv vergleicht!

  Ausdrücklich begrüßen wir die drin-
gend benötigten Mehreinstellungen, kriti-
sieren aber zugleich, dass diese Maßnah-
me erst jetzt zum Tragen kommen soll!

  Fakt ist, dass es (mindestens) drei 
Jahre dauert, bis der angehende Polizein-
achwuchs als echte personelle Verstär-
kung auf den Dienststellen ankommt!

  
ALLE STELLEN BESETZT! 

Dass alle Stellen besetzt sind bzw. be-
setzt bleiben sollen, ist politischer Wille.

  Wir haben sehr deutlich gemacht, 
dass die damit verbundenen „freiwilligen 
Lebensarbeitszeitverlängerungen“ in der 
Mehrzahl der Fälle sicherlich nicht dort 
„beantragt“ werden, wo der Arbeitsdruck 
am größten ist.

  Belastungen durch jahrzehntelange 
Tätigkeiten in Schicht- und Wechsel-
schichtdiensten, OPE’en, Kommissariaten, 
Fahndungsgruppen oder anderen Orga-
nisationseinheiten mit unregelmäßigen 

und/oder fremdbestimmten Dienstplänen 
lassen, bedingt durch die enormen phy-
sischen Belastungen, eine freiwillige Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit aus Für-
sorgegründen mehrheitlich nicht zu!

  Darüber hinaus haben wir dem In-
nenminister unsere Bedenken zum Aus-
druck gebracht, dass sich freiwillige 
Verlängerungen der Lebensarbeitszeiten 
auch „kontraproduktiv“ auf die ohnehin 
schon spärlichen Beförderungsmöglich-
keiten auswirken! Seine Antwort: Stellen-
besetzung geht vor!

  
HAUSHALTSBERATUNGEN DER RES-
SORTMINISTER MIT DEM HMDF AB-
GESCHLOSSEN!

  Die Haushaltsberatungen für das 
Jahr 2016 wurden nach unseren Informa-
tionen im Rahmen der sog. „Chefgesprä-
che“ mit dem Finanzminister Dr. Schäfer 
bereits abgeschlossen.

  Offenkundig sind keine aktuellen 
Vorhaben, die aus unserer Sicht Verbesse-
rungen für die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes erwarten ließen, vorgese-

hen - auch wenn durchaus der Grundsatz 
gilt, dass vor der abschließenden Verab-
schiedung des Landeshaushaltes im Par-
lament dieser nicht wirksam wird und 
somit belastbar ist.

  Insofern haben wir es uns auch nicht 
nehmen lassen, erneut nachdrücklich ein 
dringend benötigtes Hebungsprogramm 
im Polizeibereich zu fordern, insbesonde-
re vor dem Hintergrund des anhaltenden 
Beförderungsstaus in der Besoldungs-
gruppe A 10 und dem Flaschenhals in A 
11, A 12 und A 13.

  
  Trotz des Eindrucks, dass unsere Be-

mühungen in der Vertretung eurer Inter-
essen quasi einem „Kampf gegen Wind-
mühlen“ gleicht, werden wir nicht locker 
lassen und immer wieder die gewerk-
schaftlich zur Verfügung stehenden Mit-
tel einsetzen, um die Arbeitsbedingungen 
auch trag- und zukunftsfähig zu gestal-
ten. 

  
  Eure Redaktion

// VORWORT //

„BEI UNS LÄUFT DER LADEN….“ 

AUS DER PRESSE ZITIERT, VOM 21.08.2015, DARMSTÄDTER ECHO ONLINE, 
GDP HESSEN IM INTERVIEW, AUTOR HANS DIETER ERLENBACH ZUM THEMA 
PERSONALNOT IM PP SÜDHESSEN

…„Der Sprecher des Darmstädter Po-
lizeipräsidenten, Karlheinz Treusch, sieht 
die Situation weniger dramatisch als die 
Polizeigewerkschaft. „Bei uns läuft der 
Laden“. Die Polizei in Südhessen sei funk-
tionstüchtig, Überstunden könnten mal 
mehr und mal weniger abgebaut werden 
und seien über Jahre hinweg durch die 
eine oder andere Großlage entstanden.“

HIERZU KOMMENTIERT EIN LESER 
ONLINE AM 22.08.2015 OHNE AN-
GABE SEINES NAMENS:

„Bei uns läuft der Laden....
Diese Aussage kommt natürlich aus 

einer Ebene, in der man nicht mehr auf 
der Straße herumläuft oder zum Einsatz 
bei Fußballspielen muß.

Daß da „Oben“ der Laden läuft, glaub 
ich gerne. Das war schon immer so.

Vielleicht sollte man aus DER Ebene 
mal wieder nach „Unten“ kommen. Dann 
würde sich die Aussage „Bei uns läuft der 
Laden“ revidieren.

Aber...der Weg von oben nach Unten 
ist weit....mindestens 2 Stockwerke.“
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Polizeipräsidium Südhessen: Personalnotstand immer deutlicher

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) Südhessen forderte die Behördenleitung bereits 
im Mai 2015 auf transparenter und offener das Thema Personalverschiebung zu 
kommunizieren.

Mitte Mai hat die Behördenleitung mit den Direktionen des PPSH ihr Personalkonzept 
dargelegt. Bei der Personalratssitzung vom 17.05.2015 wurde dieses Thema vom
Behördenleiter angesprochen.

Hessenweit muss die Polizei ca. 30 Vollzugstellen zum Verfassungsschutz abgeben. Diese 
werden frühestens in drei Jahren ersetzt werden können. 
Zum jetzigen Zeitpunkt hat die hessische Polizei zudem deutlich weniger Neueinstellungen 
für den Studiengang September 2015, obwohl unsere Einstellungsberater auf Hochtouren 
werben. Offensichtlich ist die Attraktivität unseres Berufes gesunken.

Im Bereich PP Südhessen werden alle Wechselschichteinheiten auf den RuDi-Faktor 1 : 6 
reduziert. Dieser orientiert sich an der Mindeststärke! Dies bedeutet, dass viele 
Personalabgänge zum 01.08. nicht ersetzt werden und etliche Dienstgruppen im Ist-Zustand 
- ohne Berücksichtigung von Urlaub, Krankheit, Fortbildung - nicht mehr in der Lage sein 
werden, die Mindeststärke ohne Unterstützung anderer Dienstgruppen aufrecht zu erhalten. 

Hierbei werden Stellenreduzierungen im Wechselschichtdienst zum 01.8.2015 umgesetzt,
obwohl der Behördenleiter den WSD im besonderen Maße in Fokus haben wollte. Die 
Beiträge der Direktionsleitungen wurden offenbar nur zur Kenntnis genommen.

Aber auch unsere Kriminalpolizei leidet an Personalengpässen, so dass wir zunehmend den 
Eindruck gewinnen, dass in Südhessen einiges aus dem Gleichgewicht geraten ist.

Jetzt haben wir erfahren, dass Mitarbeiter sogar zwangsweise umgesetzt werden sollen. Wir 
erinnern uns an die Debatte mit dem Kriminaldauerdienst. Laut Aussage des 
Polizeipräsidenten Dölger hätte das Präsidium nicht ausreichend Personal hierfür. Wir sind 
der Auffassung, dass in einer gesunden Führungskultur ein solcher Umgang deplatziert ist 
und wir kritisieren dies vehement, schon allein deshalb, weil weder die zur Umsetzung 
anstehenden Mitarbeiter noch deren unmittelbare Vorgesetzte jemals in die Diskussion 
miteingebunden und an der Entscheidungsfindung beteiligt wurden.

Aus aktuellem Anlass erinnern wir, dass die GdP sich deutlich für den flächenweiten Einsatz
von Body-Cam ausgesprochen hat. Nach unserem Kenntnisstand befürwortet ebenfalls der 
südhessische Personalrat den Einsatz dieser Body-Cams.

Die Behauptung der Behördenleitung seinerzeit, dass der örtliche Personalrat den Einsatz 
der Body-Cam zum Heinerfest abgelehnt hat, ist faktisch falsch!

// PERSONALKONZEPT //
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VORSTELLUNG

CLAUDIA BÜTTNER NEU IN DIE FREISTELLUNG GEWÄHLT

// 7

LIEBE KOLLEGINNEN UND 
KOLLEGEN,

ich möchte mich auf diesem Wege 
vorstellen, mein Name ist Claudia Bütt-
ner, bin Polizeioberkommissarin der Pst. 
Groß-Gerau und seit dem 1991 im PP 
Südhessen dienstlich tätig.

Ich bin gerne Polizistin aber auch mit 
Überzeugung Gewerkschafterin.

Bei der Personalratswahl 2012 wur-
de ich für die aktuelle Amtsperiode als 
ordentliches Mitglied in den Personalrat 
für die Gruppe der Beamtinnen der Liste 1 
(GdP) gewählt.

Eine personelle Veränderung im Juli 
2015 ermöglichte mir nun die Wahl durch 
das Gremium Personalrat in die Freistel-
lung des örtlichen Personalrates. 

Ich freue mich auf die Zusammenar-
beit mit unserem Personalratsvorsitzen-
den Toni Pedron, der stellvertretenden 
Vorsitzenden Annerose Meierewert und 
mit unserem Goldstück im Geschäftszim-
mer Anke May.

Dem Gremium im Personalrat danke 
ich für das ausgesprochene Vertrauen.

Mein Dienstzimmer findet ihr im Erd-
geschoss, Raum 075, gegenüber der As-
servatenstelle im Präsidium. Telefonisch 
könnt ihr mich erreichen unter:

Tel. 06151/ 969- 2461 oder  0173/ 
250 22 77

E-Mail: Claudia.Buettner2@polizei.
hessen.de

Mit kollegialen Grüßen
Claudia Büttner

Foto: ThR

DIE POLIZEI-CHEF-AFFÄRE 2009 BIS 2015
... UND DER HEUTIGE POLITISCHE UMGANG MIT „ALTLASTEN“

Erinnern wir uns einmal gemeinsam zurück in das Jahr 2009. 
Im Sommer ernannte der damalige Innenminister Bouffier den 
Bewerber Hans L. zum neuen Präsidenten der HBP. Der unterle-
gene Bewerber Wolfram R. zog die Rechtmäßigkeit der Auswahl 
in Zweifel und zog vor Gericht, mit Erfolg. Auch ein Untersu-
chungsausschuss und Rechtsgutachter beschäftigten sich mit 
der sog. Polizeichefaffäre. An der Ernennung des gewünschten 
Kandidaten L. änderte dies alles jedoch nichts.

Im Juli 2015 einigte sich das Land Hessen vor dem Landgericht 
Wiesbaden auf einen Vergleich mit dem unterlegenen R., in des-
sen Taschen nun 50.000 Euro aus dem Steuersäckel fließen.

Die Besetzung von freien Stellen in der 
Landesverwaltung obliegt bekannterma-
ßen bestimmter rechtlicher Regularien. 
Wir alle kennen dies aus dem polizeili-
chen Alltag mit einem immensen Verwal-
tungsaufwand.

Wir kennen aber auch allzu gut die Si-
tuationen, in denen unterlegene Bewer-
ber im Auswahlverfahren nicht zum Zuge 
kommen, aus welchen Gründen auch im-
mer.

Dann ist in unserem Rechtsstaat dem 
Instanzenweg zu Gericht die Türe ge-
öffnet, und das ist auch richtig so. Die 
Prüfung, ob ein durchgeführtes Auswahl-

verfahren den rechtlichen Rahmenbedin-
gungen entspricht oder Mängel aufzeigt, 
kann und darf nur ein Gericht durchfüh-
ren.

Tut es dies, wird der Behörde vorge-
geben, bis zu einer Entscheidung im Eil- 
oder Hauptsacheverfahren keine beam-
tenrechtlichen Entscheidungen zu treffen 

und die Stelle somit nicht zu besetzen. 
Der Ausgang des Verfahrens ist abzuwar-
ten.

Erkennt das Gericht Mängel im aus-
wahlverfahren, wird die Behörde aufge-
fordert, dies zu beenden und unter Hei-
lung der Mängel ein neues Verfahren zu 
starten.

Bis hierhin eigentlich klare und rechts-
staatliche Verfahrensweisen, gäbe es da 
aber nicht Ausnahmen.

Auch im Fall der Polizeichefaffäre hat 
sich ein unterlegener Bewerber nach des-

„Es ist zum Schaden des Landes Hessen 
gehandelt worden, ein Rücktritt von 

Bouffier ist unausweichlich“
Jürgen Frömmrich 2013
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sen Nichtberücksichtigung an ein Gericht 
gewandt.

Dies hat sehr schnell Mängel an dem 
Auswahlverfahren erkannt und ein neues, 
zweites Verfahren verfügt.

So weit, so gut, wäre da nicht die Ent-
scheidung des damaligen Innenministers 
und heutigen Ministerpräsidenten Bouf-
fier gewesen, seinen Kandidaten rechts-
verbindlich zu ernennen, in Ignoranz der 
gerichtlichen Vorgabe eines neuen Ver-
fahrens.

Dass diese Verhaltensweise politische 
Reaktionen auslöste, wird uns alle noch 
in Erinnerung sein.

Verhalten nach Gutsherrenart mit der 
Hinwegsetzung über die gerichtliche Ent-
scheidung wurde dem Innenminister vor-
geworfen.

Vetternwirtschaft war ein weiterer Vor-
wurf, war der neu eingesetzte Präsident 
doch ein Parteifreund Bouffiers aus des-
sen gemeinsamer Heimatstadt Gießen.

In der Aufklärung der Affäre im Unter-
suchungsausschus des hessischen Land-
tages musste dann der Innenminister 
Bouffier und sein Staatssekretär Boris 
Rhein einräumen, dass die Vorgänge im  
Auswahlverfahren, das nach deren Auf-
fassung ordnungsgemäß durchgeführt 
wurde, so gut wi gar nicht dokumentiert 
wurden.

Ein beauftragter neutraler Gutachter 
stelle zudem dann noch fest, dass grund-
legende Verfahrensfehler bei der Auswahl 
begangen wurden.

Für den angehenden Ministerpräsiden-
ten eine sehr unschöne Begleitmusik, ar-
beitete er doch gerade an seinem „neuen 
Image“ als der gute hessische Landesva-
ter.

Im Juli 2009 wurde die Ernennungsur-
kunde an den gewünschten Kandadiaten 
ausgehändigt.

3 Monate später machte der unterlege-
ne Bewerber R. Schadensersatzansprüche 
geltend, die er 2011 dann einklagte.

2013, der Untersuchungsausschuss ver-
öffentlichte sein Untersuchungsergebnis, 
gab es die erwarteten politischen Reak-

tionen der Oppositionspartein von SPD, 
Bündnis90/Die Grünen und Die Linke.

Die beiden Beamten waren inzwischen 
im Ruhestand.

Nancy Faeser (SPD): 
Ministerpräsident Volker Bouffier muss 

zurücktreten aufgrund der erwiesenen 
schweren Fehler.

Jürgen Frömmrich (B90/Grüne):
Es ist zum Schaden des Landes Hessen 

gehandelt worden, ein Rücktritt ist un-
ausweichlich.
Hermann Schauss (Die Linke):

Der Ministerpräsident hat wissentlich 
gegen Recht und Verfassung verstoßen.

Die FDP betitelte die Rücktrittsforde-
rungen als „scheinheilig“.

Im Juli 2015 dann die Annahme des 
Vergleichsvorschlags des Landgerichts 
Wiesbaden.

Aufgrund der fehlerhaften Nichtbe-
rücksichtigung steht dem Kläger ein 
Schadensersatzanspruch zu.

50.000 Euro wurden vom Gericht vor-
geschlagen. Das Land verlangte im Ge-
genzug Stillschweigen über den Vergleich 
vom Kläger.

Beide seiten waren einverstanden und 
unterzeichneten den Vergleich.

Und so muss nun der Steuerzahler dafür 
herhalten, um das, was im Ergebnis aller 
Untersuchungen als rechtswidrig festge-
stellt wurde, zu heilen.

Ist dies der Abschluss einer über 6 Jahre 
andauernden politischen Auseinanderset-
zung? 

Möchten die politisch Verantwortlichen 
dieses „Wahlkampfthema“ endgültig ver-
bannen?

Welche Konsequenzen zieht man ei-
gentlich?

Eines, liebe Leserinnen und Leser steht 
unstrittig fest. Eine solche Vorgehenswei-
se hätte es in einem Polizeipräsidium oder 
Polizeieinrichtung nicht gegeben.

Hier sorgen schließlich die Verwaltun-
gen, aber insbesondere auch die Perso-
nalvertretungen für ein rechtsstaatliches 
Verfahren, vom Auswahlverfahren bis zur 
Auswahlentscheidung.Gerichtliche Ent-
scheidungen zu missachten, dies hätte 
und würde es nicht geben.

Stellt sich die Frage, wie denn die Poli-
tik mit der Zahlung der 50.000 Euro Steu-
ergeld umgeht.

Ich brauche nicht zu schildern, was ich 
persönlich, vermutlich auch die Mehrheit 
der Polizeibeschäftigten und die Bürge-
rinnen und Bürger darüber denken.

Blicken wir aber einmal auf die Äuße-
rungen von den Verantwortlichen in den 
Parteien.

Ich überlasse die Bewertung dazu dem 
geneigten Leser, möchte aber bewusst in 
Erinnerung rufen, welche Rollen die Pro-
tagonisten in den Jahren 2009, 2013 und 
heute inne haben.

Günter Rudolph (SPD):
„Der Bürger müsse das rechtswidrige 

Verhalten des früheren Innenministers 
und heutigen Ministerpräsidenten Volker 
Bouffier (CDU) nun teuer bezahlen“.
Jürgen Frömmrich (B90/Grüne):

„Die Postenbesetzung sei kein Ruhmes-
blatt der damaligen schwarz-gelben Re-
gierung gewesen. Mit dem Vergleich finde 
diese „Altlast“ aber nun einen Abschluss“.

Holger Bellino (CDU):
„Der Vergleich stelle in keiner Weise ein 

Schuldeingeständnis dar. Der Polizeichef-
posten sei mit Langecker seinerzeit mit 
dem besten Bewerber besetzt worden. 

Die Zahlung der 50.000 Euro an Ritter 
vermeide weitere teure Gerichtsverfahren 
und sei somit eine „Entscheidung wirt-
schaftlicher Vernunft“.

Wolfgang Greilich (FDP):
Unverständnis für die freiwillige Scha-

densersatzzahlung. Schließlich sei Ritter 
ja gar kein Schaden entstanden. Mit dem 
Vergleich wolle die Regierung das Thema 
aus zukünftigen Wahlkämpfen heraus-
halten. Greilich schlug deshalb vor, dass 
die CDU die 50.000 Euro aus ihrer Wahl-
kampfkasse ersetzen solle.

Hermann Schauss (Die Linke):
„Bouffiers Rechtsverstöße und Vettern-

wirtschaft schadeten dem Steuerzahler 
und der politischen Kultur des Landes“. 
Den Grünen warf Schaus vor, „mit einem 
dramatischen Rollentausch nun selbst bei 
der Arroganz der Macht angekommen zu 
sein“.

Dem ist nichts mehr hinzuzufügen.      

Peter Wittig

„Die CDU sollte die 50.000 Euro aus 
ihrer Wahlkampfkasse bezahlen“

Wolfgang Greilich (FDP) 2015
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HAUSHALTSFORDERUNGEN FÜR DEN POLIZEIBEREICH
Die Gewährleistung der inneren Si-

cherheit ist ein grundlegender verfas-
sungsrechtlicher Anspruch der Bürge-
rinnen und Bürger. Diese Aufgabe wird 
hauptsächlich durch die Polizei wahr-
genommen, die dadurch wie kaum ein 
anderer Bereich im öffentlichen Fokus 
steht. 

Und tagtäglich erleben wir in Presse 
und Runfunk, wo unsere Polizistinnen 
und Polizisten versuchen, diesem Ver-
fassungsauftrag gerecht zu werden.

Immer weiter steigende Aufgabenzu-
weisungen und die Bekämpfung neuer 
Kriminalitätsphänomene haben die „Or-
ganisation Polizei“ nahezu zum Erliegen 
gebracht.

Da hilft es nicht gerade weiter, wenn 
man für den neuen Haushaltsansatz eine 
Erhöhung der Einstellungszahlen um 50 
Menschen verkündet. Zudem hilft uns 
dies erst nach Ende des Studiums in min-
destens 3 Jahren.

Die Festschreibung der Planstellen bei 
der Vollzugspolizei auf 13.905 Planstel-
len (inkl. 141 Planstellen als Ausgleich 
der beabsichtigten Reduzierung der Wo-
chenarbeitszeit auf 41 Stunden in 2017), 
stellt einen willkürlichen Stellenkegel dar 
und wurde ausschließlich unter dem Ge-
sichtspunkt der Haushaltskonsolidierung 
so klassifiziert. 

Die Bemessung der benötigten voll-
zugspolizeilichen Stellen muss sich an 
den bestehenden Kriminalitätsformen 
sowie den immer signifikanteren Ge-
fahren des internationalen Terrorismus 
ausrichten. 

Dazu kommt die zu konstatierende 
„Flüchtlingsproblematik“, die die Poli-
zei der Länder vor immer neue Heraus-
forderungen stellt. Wachsende Aus-
länderfeindlichkeit sowie zunehmende 
Anschlagsereignisse auf Flüchtlingsun-
terkünfte sind bereits in diesem Jahr auf 
einem historischen Höchststand. 

Das Tötungsdelikt in einer Unterkunft 
in Wiesbaden am 12. August ist der bis-
herige Höhepunkt.

Für den Bereich der Vollzugspolizei 
fordert die GdP deshalb eine massive 
Erhöhung der Ausbildungsrate. Es muss 
sichergestellt werden, dass alle Perso-
nalabgänge - seien es Pensionierungen, 
Kündigungen oder Menschen, die das 
Bachelorstudium nicht bestehen – um-

gehend und damit im 
Verhältnis 1:1 durch 
Neueinstellungen er-
setzt werden. 

Um durch die etwa 
10 Prozent Studien-
abgänger keine Va-
kanz entstehen zu 
lassen, halten wir 
eine dementspre-
chende Aufstockung 
der Einstellungszah-
len für zwingend er-
forderlich.

Der im Koalitionsvertrag von CDU und 
Bündnis90/Die Grünen festgeschriebe-
ne Stellenabbau von 1.800 Stellen, der 
auch und gerade in der Polizeiverwal-
tung (147,5 Stellen) stattfindet, muss 
dringend korrigiert werden. 

Zu bemängeln ist weiterhin, dass die 
durch das erste Dienstrechtsmodernisie-
rungsgesetzes verordnete Erhöhung der 
Lebensarbeitszeit den besonderen Belas-
tungen des Polizeiberufs mit seinen ver-
schiedenen Facetten nicht gerecht wird. 
Der mit dieser Regelung eng korrelierende 
demografische (Negativ-)Trend innerhalb 
der Polizei setzt sich nicht nur fort, son-
dern schränkt die Zukunftsperspektiven, 
insbesondere die Aufstiegschancen und 
Beförderungsmöglichkeiten für alle Poli-
zeibeschäftigten, erheblich ein. 

Die Mehrzahl unserer Kolleginnen und 
Kollegen befindet sich in der Besoldungs-
gruppe A10. Aufstiegschancen sind so gut 
wie keine vorhanden. 

Das letzte Hebungsprogramm mit 
Schwerpunktsetzung auf Beförderungen 
in die Besoldungsgruppe A10 hatte keine 
strukturellen Verbesserungen zur Folge. 
Schlimmer noch: Im Eingangsamt A 10 
werden tausende von Polizeivollzugs-
beamten dauerhaft perspektivisch kei-
ne Möglichkeit erhalten, ein berufliches 
Fortkommen mit den damit einhergehen-
den Beförderungen für sich in Anspruch 
nehmen zu können. 

Wir fordern mit Nachdruck ein He-
bungsprogramm für die Polizei (auch 
der Fach- und Verwaltungsbeamten) 
mit den Schwerpunkten in den Besol-
dungsgruppen A11, A12 und A13. 

Gleiches trifft auch für den höheren 
Polizeivollzugsdienst zu. Dazu dürfen die 
tariflichen Eingruppierungen und An-
passungen an die ausgeübten Tätigkei-
ten nicht länger unter dem Rubrum der 
Schuldenbremse stehen.

Das Zulagenwesen in Hessen ist, ge-
linde gesagt, eine Katastrophe. Seit 
2006 hat Hessen nicht von der über-
tragenen Gesetzgebungskompetenz Ge-
brauch gemacht (Föderalismusreform). 
Die Erhöhung der Zulage für Dienst zu 
ungünstigen Zeiten (DuZ), eine Erhöhung 
der gewährten Zulagen für besondere 
Tätigkeiten und Verwendungen (WSD), 
die Schaffung einer Zulage für operative 
Einheiten (OPE) und ebenso auch die Wie-
dereinführung der Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage sind längst überfällig. 

Es kann und darf nicht sein, dass 
hessische Polizistinnen und Polizisten 
auf dem Stand der Zulagenverordnung 
Bund von 2004 bezahlt werden, das ist 
beschämend.

Wir fordern weiterhin, die dringend 
notwendige und überfällige Schaffung 
einer hessischen Mehrdienstverordnung. 
Da die Mehrarbeitsstunden nicht, wie 
vom Gesetzgeber zunächst gefordert, alle 
in Freizeit zu vergüten sind, wird landes-
weit die finanzielle Abgeltung der Stun-
den beantragt. Die hierfür im Haushalt 
zur Verfügung stehenden Mittel sind bei 
Weitem nicht ausreichend, im Gegenteil, 
im vergangenen Jahr wurden lediglich ca. 
80.000 Stunden finanziell vergütet. Wie 
die Entwicklung weiter geht, dürfte deut-
lich sein.

Hinzu kommt der in den vergangenen 
Jahren betriebene Aufwand zur Ermitt-
lung der Mehrarbeit.  Der Aufwand steht 
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vollkommen außer Verhältnis zu dem zu 
erzielenden Nutzen.

Im Zentrum des immensen Verwal-
tungsaufwandes stehen die rechtlichen 
Bestimmungen der §§ 50 HBesG und 61 
HBG. Der meiste Aufwand betrifft jedoch 
die Unterscheidung zwischen sog. „mess-
baren“ und „nicht messbaren“ Stunden. 

Hier stoßen nicht nur die Beschäf-
tigten selbst, sondern die zuständigen 
Personalverwaltungen an Grenzen. Die 
Unterscheidung zwischen „normalen“ 
Überstunden, Mehrarbeit aufgrund von 
Gerichtsterminen, Einsätzen, Sportstun-
den, Schießen usw. ist nicht mehr zeitge-
mäß und in der Praxis kaum vermittelbar. 
Die Arbeitszeiten, welche durch diese Tä-
tigkeiten entstehen, könnten wesentlich 
sinnvoller verwendet werden. 

Die Polizeibeamten in Hessen haben 
die längste Wochenarbeitszeit aller ver-
gleichbaren Polizeien der Länder und des 

Bundes. Die Zahl der Mehrarbeitsstunden 
steigt seit Jahren an und befindet sich 
deutlich oberhalb der Grenze von 3 Mil-
lionen Überstunden. 

Aber auch die Einführung des Lebens-
arbeitszeitkontos (LAK) mit den einher-
gehenden angesparten Stunden stellt die 
Polizei vor unlösbare Aufgaben. 

Ein einfaches Beispiel kann dies veran-
schaulichen: In 24 Monaten hat ein unter 
50-jähriger Beamter für sechs Wochen 
Freizeitausgleich angespart. Die Frei-
zeitphasen müssen von den restlichen 
Beschäftigten aufgefangen werden, wo-
durch diese wieder über Gebühr belastet 
werden. 

Es müssen dringend Regelungen ge-
schaffen werden, die eine andere Art der 
Abgeltung der LAK-Stunden möglich 
macht. Wenn keine intelligente Lösung 
geschaffen wird, führt dies unweigerlich 
zum Personalkollaps beim Polizeivollzug.

Wir fordern für alle Polizeibeschäftig-
ten wieder die 38,5 Std.-Woche, um den 
Folgen durch die permanent steigenden 
Einsatzbelastungen entgegen zu wirken. 

Als einen ersten Zwischenschritt 
könnte wir uns die sofortige Einfüh-
rung der 40 Std.-Woche und analog 
zum TV-H die 38,5 Std.-Woche für den 
Wechselschichtdienst vorstellen.

Die durch die Verabschiedung des 2. 
DRModG festgestellten Benachteiligun-
gen bei den Überleitungen in das neue 
Besoldungsrecht bedürfen einer dringen-
den Korrektur, hier gibt es einen Geset-
zesentwurf, der dies heilen soll. Wir dür-
fen gespannt sein.

 
Aber auch die höchstrichterlich festge-

stellte altersdiskriminierende Besoldung 
nach den „alten  Dienstaltersstufen“ in 
den zurückliegenden Jahren muss drin-
gend finanziell ausgeglichen werden.      

Gerk/Wittig

SENIORENSEMINAR HESSEN IM MÄRZ 2016
Auch im Jahr 2016 führt der Landes-

seniorenvorstand der GdP Hessen wieder 
ein Seniorenseminar durch. 

Eingeladen dazu sind alle Rentner/in-
nen und Pensionär/innen mit Partnern. 

Es ist ein Eigenbeitrag von 20 Euro 
pro Teilnehmer zu leisten, der auch im 
Verhinderungsfall nicht zurück erstattet 
wird.

Vorgesehene Themen: 

• Beihilfe
• die GdP im Internet
• Steuern für Rentner 
• was ist eine Schwerbehinderung/wie 

muss sie beantragt werden/welche 
Auswirkungen hat es 

• Patientenverfügung/Betreuungsver-
fügung/Vorsorgevollmacht

• Aktuelle gewerkschaftliche Informati-
onen für Senioren. 

Seminartermin: 
16./17. März 2016, 
Beginn am 16.03., 10:00 Uhr 
Ende am 17.03., etwa um 13:00 Uhr

Ort:
Gasthaus „Zur Krone“, Am Stadttor 2, 
36142 Tann/Rhön, Telefon: 06682-213, 
Webseite: www.krone-tann.de

Anmeldungen: 
Ab Mitte September ist im In-

ternet   ein Anmeldeformular mit 
der Bankverbindung für die Geld-
überweisung eingestellt. 

Dazu die Adresse  www.gdp.de/
hessen aufrufen (GdP/Senioren) 
oder einfach nur in Google „gdp 
hessen senioren“ eingeben.  

Sollte kein Internetzugang 
vorhanden sein, kann man in der 
Geschäftsstelle  bei   Ruth Brun-
ner, GdP Hessen, Wilhelmstr. 60a, 
65183 Wiesbaden, schriftlich 
oder per Telefon 0611-99227-30 
ein Anmeldeformular anfordern.

Anmeldeschluss: 
01. Dezember 2015

Berücksichtigung: 
Sollten mehr Anmeldungen eingehen, als 
Plätze vorhanden sind, werden zunächst 
Kolleginnen und Kollegen berücksichtigt, 
die noch kein Seniorenseminar besucht 
haben. 

Danach erfolgt die Berücksichtigung 
nach Eingang der schriftlichen Anmel-
dung. Sollte jemand nicht zum Zuge kom-
men, wird dieser, wenn gewünscht,  beim 
nächsten Seniorenseminar bevorzugt be-
rücksichtigt.

Hinweis: 
Seniorenseminare finden jeweils im Früh-
jahr eines jeden Jahres statt. Seminare 
„Vorbereitung auf den Ruhestand“ für 
Kollegen/innen vor oder kurz nach dem 
Ruhestand werden in jedem Jahr im Spät-
herbst durchgeführt. 

Nähere Auskünfte: 
Harald Dobrindt, Desbergstraße 22, 35685 
Dillenburg, Telefon: 02771-33821, E-
Mail: hd.dobrindt@t-online.de oder bei 
den jeweiligen Seniorenvertretern der Be-
zirksgruppen.                                          

Redaktion
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3. REVIER DARMSTADT
MISSION ERFOLGREICH BEENDET!

// 13

Anfang Juli war es soweit, das 3. Revier in der Röntgenstraße 
41in Darmstadt- Arheilgen wurde feierlich eingeweiht. IM Peter 
Beuth kam zur Einweihung. 

Die Bediensteten waren wenige Wochen vorher bereits ein-
gezogen.

Das gesamte Verfahren hat sich über 7 Jahre gezogen (Poli-
zeiReport Südhessen berichtete)! Es war unfassbar für Personal, 
Personalrat und Gewerkschaft als das Neubau-Projekt im Jahre 
2012 scheiterte. Durch Intervention von GdP, Personalrat und 
des damaligen Behördenleiters PVP Uwe Brunnengräber und 
seiner Vertretung Frau Vera Lindenthal-Gold konnte eine Zwi-
schenlösung erzielt werden. Diese Zwischenlösung entwickelte 
sich als finale Lösung mit fast allen Aspekten des ursprünglich 
geplanten Neubaus. 

Die GdP dankt an dieser Stelle allen beteiligten aus dem Lan-
despolizeipräsidium und dem Hessischen Bau-Management für 
die vielen Gespräche. Gleichzeitig muss es Ansporn sein, dass 
Polizei-Projekte schneller realisiert werden. 

Ein großes Lob und Dank für die tapfere und unermüdliche 
Arbeit des Stationsleiters Peter Wolfenstädter und den verant-
wortlichen für die Liegenschaften in Südhessen, Heinrich Berg 
und Ursula Seliger (V21/22).

Unvergessen bleibt Peter Helm (3. Revier) der über die Ge-
samte Zeit den Bau und Umzug im Auge behielt und koordinier-
te. 

Statt dem Finanzminister als Hausherrn bzw. Mieter der 
Räumlichkeiten Brot, Salz und ein Glückscent zu überreichen,  
entschied die Südhessische GdP den Bediensteten ein Einwei-
hungspräsent zu überreichen. Für den noblen Fitnessraum sorgt 
von nun an, eine Musikanlage für ordentliche Musik.   Das Prä-
sent wurde überreicht von Martin Keller (JUNGE GRUPPE Süd-
hessen) an den für die Urlaubszeit kommissarischen Stationslei-
ter Wolfgang Jehn.

Wir wünschen den Bediensteten vom 3. Revier viel Freude in 
den neuen Räumen, Schutz, ruhige und spannende Dienste.  

Antonio Pedron

FRÜHER HEUTE

Dienststelle Eingang früher Dienststelle Eingang heute

Wache früher Wache heute

Aufenthaltsraum, Waffenraum und La-
deecke ca. 6qm- alles kompakt

Küche heute

Uebergabe Martin Keller Wolfgang Jehn 
(v.l.n.r)

Ladeecke unter Microwelle früher

Ladeecke heute

SH_2015_09.indd   11 08.09.2015   13:36:54



// LESERMEINUNGEN //

// 15

GELESEN UND GESEHEN

EINE LESERMEINUNG ZUR ERÖFFNUNG DES 3. REVIERS IN DARMSTADT

Im Zusammenhang mit der Eröffnung 
des 3. Polizeireviers Darmstadt am heuti-
gen Tage ist meinem Mann und mir beim 
Spaziergang auf dem Feldweg an der 
Bundesstraße 3 in Arheilgen aufgefallen, 
dass einige Brücken mit Transparenten 
behangen waren (siehe oben). Wie wir 
erfuhren, dürfte dies auf den Besuch des 
Herrn Innenministers beim 3. Polizeirevier 
zurückzuführen sein.

Als wir die B 3 weiter entlang liefen, sa-
hen wir einige Herren in weißen Hemden, 
die an einer anderen Brücke dabei waren 
die Plakate abzuhängen und in einem 
großen Polizei-Van zu verstauen.

Da ich die Politik des Herrn Innenmi-
nisters in Bezug auf die innere Sicherheit 
ebenfalls sehr kritisch sehe, möchte ich 
hiermit kundtun, dass ich die geäußerte 
Kritik der Beamtinnen und Beamten teile 
und es unmöglich finde, dass der ehren-

werte Herr Innenminister den Beamtin-
nen und Beamten, die nun mal gesetzlich 
nicht streiken dürfen, sogar ihre Mei-
nungsfreiheit nimmt, indem er die Plakate 
abhängen lässt, um keine Außenwirkung 
entstehen zu lassen.

Mein Mann und ich entschlossen uns 
daher, zurück an die vorherige Brücke 
zu laufen, um zumindest mit dem Handy 
festzuhalten, was dort geschrieben stand.

Über den Inhalt der Transparente auf 
den anderen Brücken kann ich leider 
nichts sagen, da sie entweder bereits ab-
gehängt waren oder aber in die andere 
Richtung zeigten.

Als ich selbst vor wenigen Wochen we-
gen einer Anzeige auf einer Polizeiwache 
erschienen bin, wurde ich von einer Be-
amtin über die verheerende Personalsi-
tuation aufgeklärt. Diese Kenntnis lässt 
erheblich Zweifel daran aufkommen, dass 

uns die Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten bei der jetzigen Personalsituation 
tatsächlich noch wirksam vor Kriminalität 
schützen können.

Aus diesem Grund befürworte ich es, 
wenn die Beamtinnen und Beamten auf 
diese Fehlpolitik aufmerksam machen. 
Mir persönlich waren diese extremen 
Missstände zuvor nicht bekannt gewesen.

Ich würde es ebenfalls sehr begrüßen, 
wenn sie über diese Missstände berichten 
würden. 

Es ist in meinen Augen blanker Hohn, 
wenn sich der Herr Minister für die Eröff-
nung eines Polizeireviers feiern lässt, 
während er die Beamtinnen und Beamten 
in personeller und finanzieller Hinsicht im 
Stich lässt und darüber hinaus noch die 
Dreistigkeit besitzt, deren Meinungsfrei-
heit zu untergraben.                                 

Leserzuschrift (der Red. bek.)
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„DAS AUSWAHLGESPRÄCH“
Du wurdest zum Auswahlgespräch eingeladen, was dann? Wie 
bereite ich mich vor?

Montag, 21. September 2015, 10:00 - 12:00 Uhr, Darmstadt, 
Polizeipräsidium, 1. OG, Vortragssaal links

Montag, 28. September 2015, 10:00 - 12:00 Uhr, Rüsselsheim, 
PD GG, Raum 126 
(max. 30-35 TN)

„BEIHILFE“
Was ist neu? Wie gehe ich mit Ablehnungen um? etc.
Anschließend folgt eine kurze informative Mitgliederver-
sammlung 
Der Bezirksgruppenvorstand berichtet, informiert und steht für 
Fragen zur Verfügung.

Montag, 19. Oktober 2015, 09:00 - 11:30 Uhr, PSt. Rüssels-
heim, PSt. PD GG, Raum 126

Montag, 19. Oktober 2015, 13:00 - 15:30 Uhr, Darmstadt, Po-
lizeipräsidium, Vortragssaal

Dienstag, 20. Oktober 2015, 09:00 - 11:30 Uhr, PSt. Heppen-
heim, PD Bergstraße, Vortragssaal

Dienstag, 20. Oktober 2015, 13:30 - 16:00 Uhr, PSt. Erbach, PD 
Odenwald, Großer Raum

(im Anschluss der Veranstaltungen erfolgt eine ca. einstündige 
Mitgliederversammlung).

„EIGENSICHERUNG VOR GERICHT“
Freitag, 09. Oktober 2015, 10:00 - 13:00 Uhr, Darmstadt, Poli-
zeipräsidium, Vortragssaal

Die o.a. Veranstaltungen wurden als dienstliche Veranstaltun-
gen genehmigt.
Zwecks Planung bitten wir um unverbindliche Anmeldung an:
gdpsuedhessen@gmx.de

Für Rückfragen stehen euch zur Verfügung:
Antonio Pedron, Personalrat, 06151/ 969-2463
Martin Keller, 3. Revier, 06151/ 969- 3810
Christian Andreas Richter, Z 21, 06151/ 969- 3533
Maike Krämer, 2. Revier, 06151/ 969-3710
Claudia Büttner, Personalrat, 06151/ 969-2461

Diese Veranstaltungen werden unterstützt durch die Badische 
Beamtenbank e.G. (BBBank).

DIE EINLADUNG RICHTET SICH AN ALLE MITGLIEDER UND DIE ES WERDEN 
MÖCHTEN…
INFORMATIONSVERANSTALTUNG ZU DEN THEMEN

// TERMINE //
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GRUNDKENNTNISSE DER SELBSTVERTEIDIGUNG SIND FÜR JEDE POLIZEIBEAMTIN UND JEDEN POLIZEIBE-
AMTEN EINE WICHTIGE VORAUSSETZUNG ZUR BEWÄLTIGUNG KRITISCHER EINSATZLAGEN. 
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 Leider stehen wir  im Dienst immer 
häufiger aggressiven und gewaltbereiten 
Personen gegenüber, infolgedessen wir 
uns körperlich durchsetzen bzw. zur Wehr 
setzen müssen.

Ergänzend zu der taktischen Schulung 
im Einsatztraining möchten wir Euch eine 
weitere, regelmäßige Trainingsmöglich-
keit anbieten.

Hierbei können wir allen interessier-
ten Kolleginnen und Kollegen Elemente 
der Selbstverteidigung und Durchset-
zungsfähigkeit näher bringen. Schwer-
punkte bilden Techniken aus dem Thai-
Boxen, WT und Escrima.

Durch regelmäßiges Techniktraining 
und leichtes Sparring möchten wir das 
Erlernte mit Euch vertiefen, damit es auch 
unter Stress automatisiert abrufbar wird. 

Das angebotene Training ist KEIN Ein-
satztraining, sondern stellt vielmehr eine 
Brücke bzw. Bindeglied dar. Der Focus 
liegt nicht im Bereich der polizeilichen 
Taktik oder reinen Festnahmetechniken, 
sondern der modernen Selbstverteidigung 
in Form von Tritten, Boxen, Knie- und Ell-
bogentechniken sowie dem dynamischen 
Stock-/Faustkampf.

Ab und an nehmen wir Spezialthe-
men, wie etwa Kampf mit mehreren Geg-
nern, Hieb- und Stichwaffen, Anti-Bo-
denkampf, Waffenschutz, Entwaffnung, 
Wiedererlangung und andere spannende 
Dinge mehr ins Training mit auf. 

Darüber hinaus wird das Training mit 
Konditions-und Dehn-Kräftigungsübun-
gen abgerundet.

Die Teilnahme am Training ist Dienst-
sport und kann auch so verbucht werden.

Trainingszeiten:
Freitags von 12:00 - 13:30 Uhr im Ein-
satztrainingszentrum 1. OG des PP SH.

Trainingsausrüstung:
saubere Hallenschuhe 
Boxhandschuhe, Tiefschutz und Zahn-
schutz (soweit vorhanden)

 
Wir freuen uns über Eure Anmel-

dung!
 

Ansprechpartner:
PHK Marc Dillbahner (Leiter Z34 / Ein-
satztraining), Tel: 06151 / 969 - 3490
POK Sarlak (2.Pol.Rev./DA), Tel: 06151/ 
969 - 3710

Text: M.D/M.S.

// AUS DER BEZIRKSGRUPPE //

Liebe GdP-Mitglieder, Liebe Kollegin-
nen und Kollegen. In diesem Report ist 
unsere bereits laufende Aktion „Abbestel-
len des HmdI-Newsletter“ nochmals ge-
druckt. Die nachfolgende Erläuterung soll 
unsere Intention verdeutlichen.

Wir werden seit langer Zeit mit dem 
„Newsletter“ unseres hochgeschätzten 
Innenministers Beuth „zwangsbeglückt“. 
Per Mail auf den Standardarbeitsplatz 
übermittelt können wir uns den Lobhu-
deleien kaum entziehen. Unsere gute Ar-
beit nimmt man im Ministerium also zur 
Kenntnis. Im selben Atemzug verweigert 
man uns aber eine faire Tarifübernahme. 
Wir im Odenwald haben da einen Aus-
druck für: „Dreckmäuligkeit!“

Ich persönlich konnte dieses Verhal-
ten der Politik nicht mehr ertragen und 
habe mir daher Gedanken zu besagtem 
Newsletter gemacht. Im Internet zumin-
dest kann man jeden halbwegs anständi-
gen Newsletter abbestellen. Hier bei der 
Polizei geht das nicht so einfach. Unter 
Einbeziehung des GdP-Landesvorstandes 
wurde daher diese Aktion gestartet. Und 
was soll ich sagen, sie läuft in Südhessen 
ziemlich gut. Das hätte ich so nicht er-
wartet. Viele Kollegen unterschreiben das 

Blatt sogar, obwohl dies nicht ausdrück-
lich vorgesehen ist. Respekt!!!

Und schon sind wir bei der Überschrift. 
Offenbar hat bei vielen Kolleginnen und 
Kollegen ein Neues Denken eingesetzt. Es 
wurde aber auch allerhöchste Zeit. Bereits 
vor den neuen Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit dem Flüchtlingsstrom 
gingen wir auf dem Zahnfleisch. Was 
jetzt kommt, wird eine komplett neue Di-
mension erreichen. Ich mag mir im Detail 
die Herausforderungen für die Polizei in 
Deutschland überhaupt nicht ausmalen. 
Es wird heftig werden!!!  Wir stehen mit-
ten drin und können sicher sein, dass uns 
die Politik dort auch schön alleine stehen 
lässt. Mir klingt schon der Satz von Frau 
Merkel im Ohr: „Das konnten wir so nicht 
vorhersehen!“ 

Deshalb ist es nun aber wirklich an der 
Zeit, dass ein Umdenken stattfindet. Mit 
Freude habe ich zur Kenntnis genommen, 
dass Kollegen in Rüsselsheim auf die Bar-
rikaden gegangen sind. Mit dieser Aktion 
„Newsletter“ können wir nun Solidarität 
zeigen. Wir können mit einer enormen 
Beteiligung endlich dokumentieren, dass 
es reicht. Und Südhessen macht hier den 
Anfang. Ich habe die Zusage aus dem 

Landesvorstand, dass die Aktion Hessen-
weit ausgedehnt wird. Wir müssen dem 
Innenminister Tausende der Abbestellun-
gen übergeben. Aber das darf natürlich 
nur ein Anfang sein. Es muss weitergehen. 
Es muss den Politikern weh tun, sonst re-
agieren sie nicht.

Daher auch erneut der Hinweis auf 
den „Hessentag“. Wer immer noch nicht 
weiß was damit gemeint ist, der möge bei 
seinen Funktionären nachfragen. Es naht 
der Zeitpunkt, wo der Aufruf   „Hessen-
tag“ kommen muss!!!!! Lasst uns vorbe-
reitet sein. 

Noch ne Anmerkung: habt ihr schon 
bemerkt, dass trotz Personalnotstand alle 
üblichen Aktionstage fortbestehen? RESI 
rot, grün, rosa!! Blitz for Kids, TISPOL, 
Seatbelt Operation (Deppen Denglish)!! Es 
geht weiter, als wäre nichts passiert. Wir 
werden auf das dreckigste missbraucht. 
Schluss damit – es reicht!!

Also bitte, trennt das vorbereitete 
Formblatt „Abbestellen Newsletter“ aus 
dem Heft und schickt es an einen der 
GdP-Funktionäre. Gesammelt könnt ihr es 
auch an Thomas Walther, Pst. Höchst/
Odw., übersenden. Aber macht was!!!!!  

WT

NEUES DENKEN
„ABBESTELLEN DES HMDI-NEWSLETTER“
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lädt ein zum Fachvortrag 

 
"Eigensicherung vor Gericht" 

 
Referent:  Herr Wolf Jördens 
 Staatsanwalt a.D./ Rechtsanwalt der Kanzlei 

- für Strafrecht - Frankfurt/M. 
 

Dieser Fachvortrag soll helfen, Reibungspunkte zwischen Polizei und Justiz 
zu beseitigen. Darunter ist u.a. eine professionelle Kommunikation im 
Berichtswesen und vor Gericht zu verstehen. 
 
Freitag, 09.10.2015 
Beginn: 10:00    Ende: ca. 13:00 Uhr 
Polizeipräsidium Südhessen, 64285 Darmstadt 
Klappacher Straße 145, Vortragssaal, 1. OG 
 
Eingeladen sind alle Kolleginnen und Kollegen, sowohl Mitglieder der GdP 
als auch Nicht-Mitglieder! 
 
Dienstbefreiung wurde von der Behördenleitung für die Dauer der 
Veranstaltung genehmigt.  
 
Die Teilnahme ist kostenlos! 
 
Zur besseren Planung bitten wir um unverbindliche Anmeldung an: 
gdpsuedhessen@gmx.de  
 
 
Antonio Pedron 
Bezirksgruppenvorsitzender 
Tel. 06151/ 969-2463 (dienstl.) 

// TERMINE //
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ICH GLAUBE ICH TRÄUME, FALL FAST VOM HOCKER...
„Aufgrund der stetig steigenden Zahl von Flüchtlingen in 

hessischen Einrichtungen werden extreme Engpässe in der 
Aufnahme der persönlichen Daten von Neuankömmlingen, 
Verwaltung und Administration, wie auch zum Beispiel im 
Controlling der Ausgabe des Taschengeldes festgestellt.

Das hierfür erforderliche Personal steht quantitativ und 
qualitativ nicht in ausreichender Anzahl zur Verfügung.

Für die Gewinnung von Personal ist auch an pensionierte 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten gedacht“.

Liebe Leser, manchen von euch werden diese Zeilen bekannt 
vorkommen. Nämlich allen, die in den letzten bis zu fünf Jah-
ren in den Ruhestand getreten sind.

Sie wurden im Mitte August von ihren ehemaligen Beschäf-
tigungsbehörden angeschrieben und um Unterstützung gebe-
ten, bei den oben beschriebenen Aufgaben zu unterstützen.

Mit einer befristeten Beschäftigung oder einem Minijob soll 
dies formell gestaltet werden.

Die Entlohnung dafür beträgt bis zu 25 Euro/Stunde.

Hinweis der Redaktion:
Wir möchten euch an dieser Stelle die Antwort eines ehemaligen Kollegen nicht vorenthalten, der uns seine Meinung hierzu in einer 
besonderen Art und Weise mitgeteilt hat.
Wir möchten sehr deutlich sagen, dass wir die Gesamtsituation, die wahrlich schlimm genug ist, nicht ins Lächerliche ziehen möch-
ten.
Aber sehr deutlich möchten wir auch anmerken, dass es nahezu unerträglich ist, dass die Landesverwaltung bis 2019 im Tarifbereich 
1.800 (eintausendachthundert!!!) Stellen gestrichen bekommt, die nahezu für die oben beschriebenen Tätigkeitsfelder wie geschaf-
fen erscheinen, und gleichzeitig Penisionäre um Unterstützung bittet.

Hallo, liebe „ehemalige“ Kolleginnen und 
Kollegen, 

wie ihr wisst, bin ich in Pension und hab 
gar keine Zeit,
aber nach diesem Brief bin ich für ein 
paar Verse gerne bereit. 
Habe nämlich von der Abteilung V. per-
sönliche Post bekomme, 
und mir zum Lesen des Schreibens doch 
Zeit genommen. 
 
Im Präsidium wurden angewiesen die 
Mitarbeiter von V 3, 
weil zusätzliches Personal muss sofort 
herbei, 
zu schreiben einen Brief an die Ruhe-
ständler alle, 
wobei der Inhalt soll allen Empfängern 
gefalle.  
 
Dem Leser die Aufgaben richtig schmack-
haft mache, 
sich zu engagieren für die „ unbestritten“  
wichtige Sache.

Bei Interesse sich auch gleich jeder mel-
den sollte, 

und die Arbeitsstunde mit bis zu 25 € 
man wird besolde.

Ich glaube ich träume, ich fall fast vom 
Hocker,
bin  „nicht erst jetzt“  überzeugt, in Wies-
baden sitzen ein paar Schrauben locker. 

Die steigende Anzahl von Asylbewerbern 
– in Massen, 
haben die Landesregierung tatsächlich 
einmal nachdenken lassen. 
Sie haben mit großem Erstaunen festge-
stellt, 
zur Erfassung und Verwaltung der Flücht-
linge aus aller Welt,
fehlt an allen Ecken und Enden das not-
wendige Personal, 
und zur Problemlösung haben sie halt kei-
ne andere Wahl. 
 
Pensionäre sollen nun helfen dem Lande 
Hessen, 
Hallo, Wiesbaden  ….  das könnt ihr mal 
glatt vergessen. 

Vergessen hat wohl die die schwarz-grü-
ne Landesgruppe, 

dass sie sich selbst gekocht die brodelnde 
Suppe.

Personal wurde über Jahre zielstrebig ab-
gebaut, 
mit zusätzlichen Aufgaben die Motivation 
gegen Null geschraubt. 
42 Stunden Woche und vieles mehr, 
Erhöhungen der Nachtzuschläge finden 
kein Gehör. 

Demonstrierende Polizeibeamte wurden 
als Krawallmacher beschimpft, 
neue Regierungsmitglieder werden um-
fassend geimpft. 

„Versprochene“ Nullrunde wird  in Zement 
gemauert, 
der Minister es aber scheinheilig bedau-
ert, 
dass Beamte sind nichts „Mehr“ Wert,
auch in der Personalpolitik läuft in Hessen 
einiges verkehrt. 

 Liebe – ehemalige- Kolleginnen und Kol-
legen, 
herzliche Grüße aus dem Ruhestand       

Rudi Ott/Ex-Personalrat
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TASK-FORCE FÜR FLÜCHTLINGE EINGERICHTET
WILLKOMMENSKULTUR FÜR ASYLSUCHENDE - JUSTIZ, POLIZEI, FEUERWEHR 
UND RETTUNGSKRÄFTE GERATEN AN IHRE PERSONELLEN GRENZEN!

 „Die Landesregierung richtet im Innenministerium eine 
„Task Force“ für Flüchtlinge ein. Einer ihrer Hauptaufgaben: 
Die „schnellere Rückführung von Bewerbern, die in der Re-
gel mangels Asylgrund vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) nicht anerkannt werden“. 

In der Flüchtlingspolitik hat die hessische Landesregierung 
eine „Task Force“ im Innenministerium eingerichtet. Die Exper-
ten aus Ministerien, dem zuständigen Regierungspräsidium und 
anderen Stellen sollen die Politik in diesem Bereich koordinie-
ren.  Dabei geht es nach Angaben der Regierung unter anderem 
um die „schnellere Rückführung von Bewerbern, die in der Regel 
mangels Asylgrund vom Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge nicht anerkannt werden“. 

Gemeint sind damit Flüchtlinge aus dem Kosovo und Alba-
nien, von denen nur wenige Asyl erhalten.  Außerdem befasse 
sich die „Task Force“ unter Leitung des Innen-Staatssekretärs 
Werner Koch (CDU) mit der Frage, wie Liegenschaften zur Un-
terbringung von Flüchtlingen gefunden werden können. Auch 
um die ärztliche Versorgung der Asylbewerber gehe es, ließ das 
Sozialministerium wissen. Koch werde den Einsatz von Personal 
koordinieren!“

Mithin hat das Innenministerium gehandelt: per Erlass vom 
10. August 2015 wurde verfügt, dass die in den letzten fünf 
Jahren pensionierten Polizeivollzugsbeamtinnnen und Polizei-
vollzugsbeamten angeschrieben werden sollen, was zwischen-
zeitlich auch geschehen ist, ob diese sich eine Beschäftigung im 
Landesdienst, mit Schwerpunkttätigkeit HEAE in Mittelhessen, 
vorstellen könnten.   

„Pensionierte Polizeivollzugsbeamte, die in den vergangenen 
Jahren in den Ruhestand versetzt wurden, werden durch Sie 
angeschrieben. Bei dieser Gruppe soll angefragt werden, ob sie 
sich vorstellen können, die Flüchtlingseinrichtungen bei Ihrer 
Arbeit zu unterstützen. Es würde ein Vertrag geschlossen und 
die Bezahlung wäre an die Arbeitszeit gebunden. Eine Fahrent-
schädigung gibt es voraussichtlich nicht. Die genaue Vertrags-
gestaltung erfolgt fallabhängig (Minijob, Arbeitsvertrag oder 
ähnliches), Stundensatz bis zu 25 Euro. Der Vertragsabschluss 
erfolgt durch die Bedarfsdienststelle, z.B. Regierungspräsidium 
Gießen.“

„Dicht gedrängt in der voll belegten Realität“ 
titelt der Wiesbadener Kurier in seiner Ausgabe auf Seite 

fünf im August. Nachdem wir nunmehr zum zweiten Mal die 
Gelegenheit wahrgenommen hatten, die Polizeidirektion Gießen 
und das durch Polizeivollzug unterstütze Regierungspräsidium 
Gießen, Dezernat 23, aufzusuchen, ist die „voll belegte Realität“ 
Gewissheit! 

Die zentrale Stelle in Gießen (HEAE) im dortigen Meisenborn-
weg als auch die ehemalige US-Kaserne in der Rödgener Straße 
sind bereits über den Kapazitätsgrenzen (Stand 17.08.15: 10.500 
Menschen) angelangt. 

In einem Erhebungszeitraum von drei Jahren sind die Kapa-
zitätsgrenzen der Erstaufnahmeeinrichtung um das zwanzigfa-

che angestiegen. Nicht auszudenken, so hört man im Kreise der 
Polizeibeamten, die dort die mobile Wache „rund um die Uhr“ 
besetzen, was geschieht, wenn der Winter kommt und alle Zelte 
dann voll belegt sind!  

Gemeint sind damit die immer häufiger auftretenden körper-
lichen Auseinandersetzungen einzelner Ethnien, die zuletzt die 
Festnahme von 14 Flüchtlingen zur Folge hatten. 

Um eines klar an dieser Stelle zu sagen: die Bewältigung der 
weltweiten Flüchtlingsbewegung ist selbstverständlich eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

Hier müssen trotz Föderalismus der Bund und die Bundeslän-
der eng verzahnt zusammenarbeiten, um einerseits der Proble-
matik „Herr zu werden“ und um andererseits denjenigen, die auf 
Grund von Kriegen oder Vertreibung in und aus ihren Herkunfts-
ländern  in Deutschland Asyl suchen zu helfen. 

Nach einem rechtsstaatlichen Asylverfahren muss ein solches 
gewährt oder abgelehnt werden. 

Dafür und für die Bereitstellung der erforderlichen perso-
nellen und sachlichen Ressourcen kann und darf es nicht sein, 
dass die Schuldenbremse Taktgeber „der mittlerweile zum 
Zerreißen angespannten Personaldecke“ in der Landesverwal-
tung ist!

 
„Sie kommen aus Syrien, dem Irak, Afghanistan, Eritrea oder 

Somalia. Politisch verfolgt, vertrieben, dem Bürgerkrieg entflo-
hen oder einfach auf der Suche nach einem besseren Leben: Die 
Zahl der Flüchtlinge ist nach Angaben der Vereinten Nationen 
weltweit erstmals nach dem 2. Weltkrieg auf über 60 Millio-
nen gestiegen. Das UN-Flüchtlingshilfswerk unterscheidet dabei 
zwischen Flüchtlingen, Asylbewerbern und Binnenvertriebenen. 
Die meisten Flüchtlinge sind Binnenvertriebene. So suchen zum 
Beispiel von den mehr als neun Millionen geflohenen Syrern 
mehr als zwei Drittel Schutz im eigenen Land, die übrigen meist 
in den Nachbarländern Jordanien, Libanon oder der Türkei. Ein 
Viertel der Flüchtlinge weltweit haben ihr Herkunftsland verlas-
sen, auf der Suche nach einer neuen Bleibe. Nur ein kleiner Teil 
dieser Flüchtlinge kommt - meist illegal - überhaupt in Europa 
an. 2014 waren es 625.000 registrierte Asylbewerber in der EU. 
Doch hier stehen sie oft vor verschlossenen Türen. An den Au-
ßengrenzen spielen sich jeden Tag dramatische Szenen ab. Der 
Druck auf die EU wächst, die gemeinsame Strategie zu überden-
ken. Dafür gilt es, gesellschaftliche, finanzielle und politische 
Hürden zu überwinden. Jetzt will die EU-Kommission über eine 
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Quotenregelung Flüchtlinge gerechter 
auf alle EU-Staaten verteilen“.

Leider konstatieren wir in der Presse, 
dass Bund und die Länder nicht gerade 
hinter verschlossenen Türen um die Beste 
Lösung in dieser Angelegenheit ringen. 

Gegenseitige Schuldzuweisungen aus 
den Ländern am Bund und umgekehrt 
bringen nichts – kosten Kraft und schüren auch unterschwellig 
die Panikmache der „rechten Gesinnungsgenossen“ im Zusam-
menhang mit der stetig ansteigenden Zahl der Flüchtlinge!

Personalprobleme in der Landesverwaltung: Polizei, Justiz und 
Verwaltungen  schlagen Alarm!

Wie bereits eingangs erwähnt hat die zuständige hessische 
Landesverwaltung auch bei der Bewältigung der Flüchtlings-
problematik ein Personalproblem! Der Einhaltung der Schulden-
bremse verantwortet, werden im Lauf dieser Legislaturperiode 
1800 Stellen abgebaut. 

Gerade dieser immense Stellenabbau und die gleichzeitigen 
Herausforderungen bei der Bewältigung der Flüchtlingsproble-
matik passen nicht zusammen! 

Gleichzeitig konstatieren die Landesbeamtinnen und –be-
amten die Nicht –Übertragung des Tarifabschlusses als beson-
dere Wertschätzung ihrer Arbeit! 

Motivation fällt schwer, ist sich diese Landesregierung der Pri-
orität der Innenpolitik eigentlich bewusst?

Zuständig für die Abarbeitung der Asylverfahren sind die hes-
sischen Verwaltungs-
gerichte. Davon gibt 
es fünf in Hessen. 
Nach uns vorliegen-
den Informationen 
gibt es gerade einmal 
zwanzig Richterinnen 
und Richter bei den 
Verwaltungsgerichten 

in Hessen. 
Ein Teil dieser Richter muss sich mit den Anträgen der abge-

lehnten Asylbewerber befassen, die den Rechtsweg zu Gericht 
suchen.

Gesicherten Informationen nach, sehen sich die Verwal-
tungsrichter einer Flut von Anträgen gegenüber, die sie ohne 
eine personelle Verstärkung nicht bewältigen können! 

Es rächt sich auch hier der unverantwortliche Personalabbau 
im Bereich der Justiz! 

Mittlerweile sind auf der hessischen Landkarte immer mehr 
Aufnahmelager abgebildet. Damit soll die in Gießen überfüllte 
HEAE und ihre Außenstellen entlastet werden. 

Das wiederum führt die Polizeidienststellen in den Zuständig-
keitsbereichen an ihre personellen Grenzen! 

„Mit der Folge, dass alle Beschäftigten aus dem Bereich der 
Wachpolizei mit Erlass vom 31.07.2015 ersucht wurden, perso-
nelle Unterstützung der Dienststellen im Rahmen der Betreuung 
der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtungen (HEAE) und deren 
Außenstellen zu leisten“. 

Dies sollte durch die eigenständige Vorplanung der Flächen-
präsidien für die in deren Zuständigkeitsbereichen liegenden 

Einrichtungen gelingen. 
Die Frage stellt sich allerdings auch 

hier: wie lange sollen die Kolleginnen 
und Kollegen abgeordnet werden und 
wer schließt die personellen Lücken, die 
durch die Abordnungen entstehen? 

Letztlich und mit Blick auf den lan-
desweiten Stellenabbau gerichtet, es soll 

an dieser Stelle klar gesagt werden, dass die hessischen Regie-
rungspräsidien die Hauptlast der 1800 Stellen tragen, die bis 
2019 abgebaut werden, führt dies dazu, dass die Ressortminis-
terien freiwillige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Dienst-
verrichtung nach Gießen in das dortige RP unterstützend bereits 
entsendet haben.

Auch die Bereitschaftspolizei wurde bereits ersucht, eine Ein-
satzeinheit am Standort Wiesbaden (Mudra) bis zum 1. Februar 
2016 nach Lich zu verlagern. 

Damit einhergehend und vor dem Hintergrund der bereits seit 
Jahren ausgedünnten Personalressource Bereitschaftspolizei, die 
immer wieder auf Grund von Programmen und für die Bewälti-
gung neuer Kriminalitätsphänomene personell beschnitten wur-
de, ist die ursprünglich  begründete Einsatzeinheit am Standort 
Wiesbaden, die auch durch das in Wiesbaden etablierte Head-
quarter der US – Armee unterstützen sollte, bereits Anfang 2016 
Geschichte. 

Inwieweit sich genügend freiwillige Kolleginnen und Kollegen 
finden werden, die in der Einsatzeinheit dann die notwendigen 
Funktionsstellen besetzen sollen, bleibt indes auch abzuwarten.

Nachwuchsgewinnung 
Die Fehlstellenproblematik mit allen Facetten ist das größte 

Problem, das die hessische Landesverwaltung und damit auch 
die Polizei hat. Personalvertretungen und die GdP haben seit 
Jahren auf die Folgen eines sorglosen Umgangs mit dem demo-
grafischen Wandel hingewiesen. Nunmehr hat es sich im Bereich 
der Nachwuchsgewinnung bestätigt: so hoch wie in diesem Jahr 
war die Anzahl derer, die das begonnene Studium nicht bestehen 
oder gar freiwillig abbrechen noch nie! Mit der Folge, dass eine 
hundertprozentige Personalzuweisung zu den Versetzungster-
minen erstmals nicht gelungen ist.

Aber was haben die Kolleginnen und Kollegen im Streifen-
wagen, in den Ermittlungsgruppen, in den Kommissariaten oder 
anderswo davon? Ein deutliches „Mehr“ an Vorgangsdichte und 
damit einhergehend an physischer und psychischer Belastung! 

Die zwischen den Diensten dringend notwendigen Erho-
lungsphasen geraten angesichts des immer wieder benötigten 
Personals zur Farce. Die damit einhergehenden Entwicklungen 
liegen auf der Hand: nach einer stetigen Dauerbelastung folgen 
Krankheit und damit wieder ein Personalausfall, der kompensiert 
werden muss. 

Und dies kann dauerhaft nicht auf den Rücken derer erfolgen, 
die „den Karren“ noch ziehen!                                                   

Jens Mohrherr
Quellenangaben:
1FR-online Rhein-Main
2Erlass LPP v. 10.08.2015
3Wiesbaener Kurier v. 18.08.2015, S. 5
4www.lpb-bw.de
5Erlass LPP 32 v. 31.07.2015
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EIN BAYERISCHER POLIZIST ZUR FLÜCHTLINGSDEBATTE
EIN KOLLEGE WENDET SICH AN DIE STAATSREGIERUNG UND SCHILDERT IN 
EINEM OFFENEN BRIEF DIE FLÜCHTLINGSSITUATION IN BAYERN

„Jetzt kennen wir also den Plan B der Bayerischen Staatsre-
gierung zur Bewältigung des Asylantenstromes in Bayern. Die 
Pensionäre ab Ruhestand 01.01.2012 werden um stunden-
weise Mithilfe in der EDV-Erfassung der Erstaufnahme von 
Asylanten gebeten. 

Die Tätigkeit soll gem. Tarifvertrag der Länder (TV-L) Ent-
geltgruppe 5 für EDV-Erfassungsbeschäftigte abgegolten 
werden. Gibt es niemanden, der sich die derzeitige Situation 
zu schildern traut? Ja selbstverständlich ist der unglaubli-
che Berg von Verwaltungsaufgaben abzuarbeiten – aber was 
geschieht denn mit den sonstigen Aufgaben im täglichen 
„Frontgeschehen“? Reden wir über Wahrheiten, die man so 
nicht mediengerecht „verkaufen“ will.

Eine völlig überforderte Bundespolizei muss nächtlich und 
täglich ihre Aufgaben zur Erfassung von Asylanten, Festnahme 
von Schleusern, vorläufige Unterbringung von Asylanten, Trans-
port von Asylanten und Transport von Festgenommenen wegen 
Überlastung an die Bayerische Landespolizei übergeben

Die A 8 (Oberbayern), die A 3 (Niederbayern), sind die Einfalls-
tore der Flüchtlingsströme auf der Balkan-Route. Zwischen der 
Türkei bis nach Österreich befinden sich derzeit nach ehrlichen 
Schätzungen 300.000 Asylsuchende. Tendenz steigend!

Die nahende kalte Jahreszeit erhöht den Druck. Die Flücht-
lingsverbände korrigieren bereits jetzt ihre Zahlen für 2016 in 
neue Rekordhöhen, inzwischen rechnet selbst der Bundesinnen-
minister mit bis zu 750.000 Flüchtlingen in diesem Jahr. 

Plätze für die festgenommenen Schleuser in den Bayerischen 
Justizvollzugsanstalten fehlen, die Haftanstalten sind überfüllt.

Polizeiliche Anzeigen müssen unter Mithilfe abgeordneter 
Polzisten/innen aus unbetroffenen Dienststellen im 24-Stun-
den-Takt abgearbeitet werden.

Transporte von Festgenommenen müssen unter Mithilfe aller 
Polizeidienststellen organisiert und im 24-Stunden-Takt durch-
geführt werden.

Transporte von Asylsuchenden, insbesondere Familien mit Kin-
dern, sind im Dauerbetrieb durchzuführen. Hitze, Enge, Krank-
heit, Verletzungen müssen einfach ertragen werden

Die sonstige Kriminalitätsbekämpfung auf den betroffenen 
Autobahnen kommt fast komplett zum Erliegen

Die jeweilige Anzahl von Flüchtlingen bzw. Asylsuchenden 
gibt den Dienst- und Arbeitsablauf vor. Für sonstige polizeiliche 
Aufgaben bleibt nur wenig oder gar kein Platz übrig.

Motivierte Polizisten/innen werden in der Mühle von „Ab-
arbeitungsstraßen“ zur Erstaufnahme von Asylanten als Fließ-
bandarbeiter oft verschlissen. Leid, Elend, Wut, Ärger, Erschöp-
fung, alle diese Erlebnisse sollten auch irgendwann verarbeitet 
werden – nur wann?

Für G 7 wurden über drei Jahre lang stabsmäßige Plan- und 
Vorbereitungsarbeiten gemacht und bei einer erkennbaren 
Flüchtlingsproblematik bricht das Chaos aus?

Es kann nicht genügen sich gegenseitig auf die Schulter zu 
klopfen und zu erklären, wir packen das schon. Stellen Sie end-
lich mit einem nachvollziehbaren Konzept ihre Lösungen in per-
soneller, organisatorischer und kooperativer Hinsicht dar.

Für die Beschäftigten der Polizei, die hier im Zustrom der 
Flüchtlingswelle untergehen, sind diese Umstände untragbar. 
Wir können die ständige Überforderung nicht mehr hinnehmen 
und brauchen Unterstützung. Diese Flüchtlingswelle ist nur im 
Zusammenwirken aller staatlichen Behörden zu bearbeiten. 
Schöne Worte wie beim Besuch des Bundesinnenministers hel-
fen da nicht weiter.“                                                                  

Der Name des Verfassers ist der Redaktion bekannt

Die Gewerkschaft der Polizei in Bayern veröffentlicht diesen 
Hilferuf, anders kann man dieses Schreiben nicht bewerten, in 
der Hoffnung, dass sowohl der Freistaat Bayern als auch insbe-
sondere der Bund hier Abhilfe schaffen. 

Dazu benötigen wir keine stundenweise mithelfenden Pensi-
onäre, sondern fest angestellte Vollzeitkräfte, die hier die übli-
chen Erfassungsarbeiten – die im Übrigen auch keine originä-
re Polizeiaufgabe sind – für das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) durchführen und eigene Tarifbeschäftigte, 
die die Abarbeitung der polizeilichen Aufgaben (insbesondere 
Strafanzeigen i. V. m. unerlaubter Einreise und Schleusungen) 
unterstützen.                                    

Anmerkung der Redaktion:
Der geneigte Leser wird an den geschilderten Zeilen des 

Kollegen erkennen, dass es mit Blick in unser Bundesland Hes-
sen und den Aufgaben, mit denen sich unsere Kolleginnen und 
Kollegen konfrontiert sehen, einige Parallelitäten gibt.

Neben der Tatsache, dass diese Tätigkeiten zur Erfassung 
und Betreuung der Flüchtlinge und Asylanten keine ureige-
ne Aufgabe einer Polizei, in welchem Land auch immer, sind, 
rückt die politische Handlungsentscheidung in den Vorder-
grund.

Solange man in Hessen landesweit 1.800 Stellen streicht 
und wegrationalisiert, um eine „schwarze Null“ anzustreben, 
ist es unredlich davon zu sprechen, um es mit den Worten 
des Bundesinnenministers zu sagen, „wir sind gefordert, aber 
nicht überfordert“.

Ja, die Politik scheint auch in der Tat nicht überfordert, sie 
unternimmt nur nicht die richtigen Schritte.

Denn alles auf die Polizei abzuwälzen, ist nicht das Gebot 
der Stunde.

Anstelle der Aktivierung von Polizeivollzugsbeamt/innen im 
Ruhestand hätten wir erwartet, diese unsägliche Stellenstrei-
chungen zu stoppen, damit dieses Personal für entsprechende 
Aufgaben bei der Betreuung der Flüchtlinge arbeiten kann.

Dies ist es auch, was die Menschen in ihrer Notlage von uns 
erwarten dürfen, denn ihnen muss wahrlich geholfen werden.    

PW
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// AUS DEN GEMEINDEN UND KOMMUNEN //
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FÜRSORGEPFLICHT DER KOMMUNALEN ARBEITGEBER
In vielfältiger Weise wird bei vielen 

Kommunen in Hessen die Fürsorgepflicht 
sehr stark vernachlässigt.

Bei der Ausstattung mit Dienstfahrzeu-
gen zeigt sich, dass zwar die Vorausset-
zungen beispielsweise für Fahrten unter 
Sondersignalen durch die sog. „Blaulicht-
lehrgänge“ vorhanden sind. In der Praxis 
jedoch die entsprechende Ausstattung 
mit Sondersignalanlagen an den Fahrzeu-
gen fehlt.

Gerade Kommunen wie z.B. Hofheim 
am Taunus, Limburg an der Lahn, sowie 
auch andere Kommunen in Hessen for-
dern, dass z.B. bei Großveranstaltungen, 
Straßensperrungen, Ausfall von Ampelan-
lagen usw. die Kolleginnen und Kollegen 
schnellst möglich dort hin fahren sollen. 

Ich frage mich jedoch allen Ernstes 
wie, wenn ich kein Fahrzeug bzw. Son-
dersignalanlage besitze. Viele Staus und 
Stillstände im Verkehr könnten durch 
unsere Hilfe verhindert werden. Dies gilt 
gleichfalls für andere Einsätze, z.B. Unter-
stützung der Feuerwehr, wo unsere Hilfe 
schnellstens erforderlich ist.

Dazu gilt es natürlich zu beachten, dass 
es sich bei diesem Einsatzfahrzeug um ei-
nen Arbeitsplatz handelt.

Der GdP ist es zu verdanken, dass gera-
de die Fahrzeuge, mit denen sich unsere 
Kolleginnen und Kollegen „draußen“ be-
wegen, als Arbeitsplatz Anerkennung ge-
funden haben.

Namensgebung der Ordnungspolizei
Derzeit gibt es in Hessen zur Namens-

gebung in vielfältiger Weise wieder Dis-
kussionen.

Gerade im Hinblick auf die bei uns in 
den Kommunen aufgenommenen Flücht-

linge beginnt die Namensgebung an Stär-
ke zu gewinnen.

Städte wie Frankfurt, Wiesbaden etc. 
haben bereits rechtzeitig die Weichen der 
Namensgebung gestellt und Ihre kommu-
nalen Kräfte in Stadtpolizei unbenannt.

Daher sollte und muss es eine gewerk-
schaftliche Forderung sein, das HSOG 
entsprechend in Abstimmung mit  dem 
Kommunalen Arbeitgeberverband, Innen-
ministerium und den Fraktionen im Land-
tag zu ändern.

Der Name Hilfspolizei gehört endgültig 
beerdigt.

Eigentlich gibt es eine annehmbare Lö-
sung, die da heißt, für Städte Stadtpolizei 
und für die Gemeinden in Hessen Kom-
munalpolizei.

Bestellungen der Beschäftigten
Gleiches gilt für die unterschiedlichen 

Bestellungen in den Kommunen. Eine an-
gewandte Verwaltungspraxis, wie sie im 
Hochtaunuskreis praktiziert wird, sollte 
landesweit als positives Vorbild dienen.

Es bedarf hier durch den Kommuna-
len Arbeitgeberverband dringend einer 
landeseinheitlichen Regelung, um hier 
Standards für Ausbildung- Ausrüstung, 
Bestellungen und natürlich der Bezahlung 
zu erarbeiten. 

Es kann doch nicht sein dass es in Hes-
sen Kolleginnen und Kollegen gibt, die für 
die Endgeltgruppe 3, 4, 5 und 6 des TVöD 
ihren Dienst verrichten. 

Ich sage hier klar und deutlich, dass je-
der Kollegin und jedem Kollegen die E 9 
zusteht. 

Wie bitte schön soll denn eine Mutter  
oder ein Vater mit dem Gehalt der E 3-6 
TVöD seine Familie ernähren.

Die Ausbildung an den Verwaltungs-
schulverbänden gehört hier ebenso auf 
den Prüfstand, da diese in vielfältiger 
Weise nicht mehr praxisorientiert ist. 
Hier besteht dringender Handlungsbedarf 
auch im Hinblick auf die Referenten. 

Es müssen einfach mehr Referenten aus 
unseren Reihen hinzu gezogen werden, 
die Praxiserfahrung besitzen. 

Der neue Erlass für Geschwindigkeits-
messungen ist ein weiteres Trauerspiel. 
Das Innenministerium verfügt,  dass auch 
Schulungen für die Gerätebedienung 
durch Sachverständige durchgeführt 
werden können und weist neuerdings 
Lehrgangsanfragen der Kommunen an der 
Hessischen-Polizei-Akademie einfach ab.

Eine Aussage, welche Schulungsbau-
steine und Stundenansätze denn notwen-
dig sind, und wer sich denn Sachverstän-
diger für Geschwindigkeitsmessanlagen 
nennen darf, fehlt komplett. 

Hier ist wieder eine Marktnische geöff-
net worden, welche Privatunternehmen 
dazu verleitet, schnelles Geld verdienen 
zu können. Ich warte nur auf den ersten 
Amtsrichter, der dies nicht akzeptiert und 
hierdurch die Messung der Kommune ver-
wirft.

Es gab vorher eine klare Regelung, wel-
che aufgrund der Standards der HPA viel-
fach Anerkennung erfahren hat.

Es können und dürfen nur Kolleginnen 
und Kollegen Geschwindigkeitsmessgerä-
te bedienen, wenn sie fachlich durch die 
HPA beschult wurden.                            

Ralf Heil/Ordnungspolizeibeamter

Näheres auf www.gdp.de/hessen
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ZARTES ZANDERFILET IM VOGELPARK
BERGSTRÄSSER POLIZEISENIOREN HATTEN ZUM „FISCHERFEST“ EINGELADEN

// 27

Sie sind nach wie vor aktiv, die Po-
lizeisenioren von der Bergstraße. Das 
zeigte sich wieder im Juli, als sie alle Mit-
glieder mit Anhang und Freunde zum „Fi-
scherfest“ in den Vogelpark in Heppen-
heim eingeladen hatten. Bei strahlendem 
Sonnenschein und großer Hitze waren die 
Plätze im Freien nicht so beliebt, dafür 
drängte sich die Mehrzahl der Besucher 
unter dem Dach der Pergola. Das „Fischer-
fest“ ist eigentlich kein Fest der Fischer, 
wohl aber ein Fest mit Fischen zum Essen. 
Es ist schon eine traditionelle Veranstal-
tung. Sie wurde in diesem Jahr unter der 

Federführung von Uschi Hess und Ferdi 
Woißyk durchgeführt. Natürlich ging das 
alles nicht ohne Helferinnen und Helfer. 
Unterstützt wurden die beiden von Chris-
tine Seibel, der Witwe des verstorbenen 
Präsidenten der Senioren, Wilfried Seibel, 
von Walter Lutzi an der Kasse, der sich um 
die Einnahmen kümmerte und von Jolan-
da (Jo) Lutzi, Peter Stangner und Norbert 

Ferdinand, die die würzigen Zanderfilets 
zubereiteten. Dabei war Chefkoch Nor-
bert Ferdinand der Mann mit der meisten 
Erfahrung am Grill. Er hatte auch wieder 
die Zanderfilets besorgt. Ergänzt wurde 
der Fischteller mit einem saftigen Kartof-
felsalat. Alles war in der Regel als Selbst-
bedienung geplant. Wartezeiten gehörten 
einfach dazu. Die Getränke holten sich die 
meisten Gäste selbst an der Theke des Vo-
gelparks. Sie wurden aber auch oft an die 
Tische gebracht. Bei munterem Geplauder 
verging der Nachmittag in recht kurzer 
Zeit. Der Fisch war schnell ausverkauft 
und die Erinnerungen an alte Zeiten aus-
getauscht. Die Kreisgruppe Bergstraße der 
GdP hat alle Mitglieder und Freunde für 
den 11. September zu einer Waldwande-
rung eingeladen.   

Text und Fotos: Norbert Weinbach

Christine Seibel brachte die Zanderfi-
lets hin und wieder auch an die Tische. 

NW

Gut besucht war das „Fischerfest“ im Heppenheimer Vogelpark. NW

Sie führten die Regie in der „Küche“, Jo Lutzi, Chefkoch Norbert Ferdinand und Peter 
Stangner. NW

Gut gelaunte Gäste beim „Fischerfest“, 
v.l., Hans Hofmann, Heinz Mainz mit 

Ehefrau. NW
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SEKT IM WEINGUT WACHENHEIM GEKOSTET

TAGESTOUR DER BERGSTRÄSSER POLIZEIPENSIONÄRE IN DIE PFALZ

Das 40jährige Bestehen des Clubs für 
Polizeipensionäre für den Kreis Bergstra-
ße feierten die Mitglieder mit einer Jubi-
läumsfahrt in die Pfalz. 

Ein Rückblick: Im Herbst 1975 grün-
dete Johnny Zahrt, damals Leiter der Po-
lizeistation Lampertheim, den besagten 
Club. Seitdem trifft sich eine stattliche 
Anzahl ehemaliger Gesetzeshüter monat-
lich zu einem Kegelnachmittag in Hep-
penheim. Zur körperlichen Ertüchtigung 
gesellen sich ein lebhafter Austausch von 
Erinnerungen und Lebenserfahrungen.

Mit dem Bus begaben sich die Fahrt-
teilnehmer in Richtung des ersten Ziels, 
Neustadt an der Weinstraße. Unterwegs 
regnete es, dazu kam noch ein zeitlich 
langer Stau auf der Autobahn. Dieses 
Handicap wurde zur Einnahme des mit-
geführten Frühstücks im Bus mit „Weck, 
Worscht un Woi“ genutzt. 

In Neustadt 
erwartete eine 
Stadtführerin die 
Gruppe zu einem 
Rundgang durch 
die wunderschö-
ne Altstadt mit 
ihrer großartigen 
und reichhaltigen 
Geschichte. Se-
henswert waren 
die Stiftskirche 
mit zwei unglei-
chen Türmen und 
einem protestan-
tischen und ei-
nem katholischen 
Teil. Informativ 
und einzigar-
tig zeigten sich 
Fachwerkhäuser, 
der Paradiesbrun-
nen mit Bildern 
von Adam und 
Eva, der „Elwed-
ritschebrunnen“ 
und das Rat- und 
Scheffelhaus. An 
allen Stationen 
erklärte die Füh-
rerin die Motiva-

tion zum Bau der Stätten oder die his-
torischen Hintergründe. Zum Abschluss 
genoss man ein Gläschen Wein am „Haus 
des Weines“. 

Am Nachmittag steuerte der Bus nach 
kurzer Fahrt den Weinort Wachenheim 
an. Hier erwartete die Reiseteilnehmer 
eine Besichtigung der gleichnamigen 
Sektkellerei. Die Gesamtanlage besteht 
aus einem schlossähnlichen Anwesen, ei-
ner schönen Parkanlage und natürlich der 
urigen Keller. Hier werden Weine zur Er-
zeugung der berühmten Sektmarke gela-
gert und gefüllte Flaschen in einem spezi-
ellen Drehverfahren behandelt. Während 
einer Führung durch die alten Kellergänge 
wurden die Geschichte, Entwicklungen 
und Bedeutung des Weinanbaus für die 
Herstellung des prickelnden Getränks er-
läutert. Bei zwei Verkostungen in roman-
tischen Gewölben konnten die Pensionäre 
das gereifte Produkt genießen. Der Be-
such endete mit Einblicken in die Abfüll- 
und Verpackungsanlagen.

Der Abschluss eines erlebnisreichen 
Tages fand in einer Weingaststätte in 
Weisenheim am Berg statt.   

Text und Foto: Ferdinand Woißyk

Klub der Polizeipensionäre Bergstraße im Hof der Sektkellerei Wachenheim. FW
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Name: ..........................................................................................

Vorname: ..........................................................................................

Dienstgrad: ..........................................................................................

Personalnr.:  ..........................................................................................
 
Kündigung des Newsletter HMdI  
auf meinem Standardarbeitsplatz
 
 
In besagtem Newsletter wird ständig die hochprofessionelle Arbeit der 
Polizei gelobt. Dennoch verweigert die Hessische Landesregierung ihren 
Beamten die Übernahme des Tarifergebnisses. Dies halte ich persönlich 
für unerträglich.

Gewerkschaft der Polizei
Bezirksgruppe Südhessen

// 29

// AUS DER BEZIRKSGRUPPE //
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// TERMINE //
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